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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 300 Januar 4975 durch den

Vorsitzenden Richter Dr° B r o c k e und die

Richter H e n n i g und B e n d e r sowie

die ehrenamtlichen Richter B 6 s s o w und

H e i m a n n für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 47° Januar 4974‘

aufgehoben° Die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 25° Januar 4973

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Rechts—

streits zu erstatten‚ '
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G r ü—n d e___-' __ ___-‚___—

I

Der Kläger begehrt von
der Beklagten die Erstattung von Ko—

sten, die ihm aus Anlaß der Trilnahme an einer von der Beklag—

ten geförderten Maßnahme zur beruflichen Fortbildung wegen aus—
wärtiger Unterbringung entstehen°

Der ‚1956 geborene Kläger wohnt in seinem Geburtsort Helmbrechts°

Er besitzt dort eine von ihm gemietete Wohnung, in die er sei—

nen Vater als Untermieter aufgenommen hat. Der Kläger hat

lin Helmbrechts die Volksschule besucht und dort von 1952

>bis 1967 zunächst als Weber und später als Schlosserhelfer
gearbeitet; Von Ende 4967 bis Anfang ”969 wurde er im Berufs-

förderungswerk Heidelberg für die Fachgebiete Elektormechanik

und Industrieélektronik umgeschult. Weil der Kläger im Bereich

seines Wohnortes Helmbrechts in seinem Umschulungsberuf eine_

Stelle nicht finden konnte, nahm er auf Vermittlung des Ar-

beitsamtes ab 4‚ April 4969 bei der Grundig—Herke GmbH in

_Eürth eine Beschäftigung als Elektroniker auf, Aus diesem An—‘
laß miétété er vom gleichen Zeitpunkt anin Fürth ein möblier4
tes Zimmer. Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts-

(LSG) ruhte das Arbeitsverhältnis des Klägers vom 42„ Februar
“972 ab, weil der Kläger vom 44. Februar 4972 bis zum 20° Juli

4975 an einem Lehrgang für Elektrotechnik an der Rudolf-Diesel-
Fachschule in Nürnberg}teilnahm° Nach einer Bescheinigung sei—

nes Vermieters hat der Kläger das möblierte Zimmer in Fürth

in der Zeit vom 4‚ April 1969 bis 54„ Dezember 4974 und dann
wieder vom 4„ März 4972 bis 304 Juni “973 gemietet‚ Nach Ab—
schluß der Bildungsmaßnahme meldete sich der Kläger in Fürth

Ipolizeilich in seine Wohnung nach Helmbrechts ab"

Die Beklagte bewilligte dem Kläger für die Teilnahme an dem
Lehrgang an der Rudolf—Diesel-Fachschule in Nürnberg Unter—

haltsgeld und_die pauschale Erstattung von Kosten für Lehr—

gangs— und Prüfungsgebühren sowie von Lernmitteln und Fahr-'
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kosten am Unterrichtsort (Bescheide vom 28° März 4972)„ Der

Widerspruch des Klägers, mit dem er die Erstattung weiterer

Kosten aus Anlaß aüswärtiger Unterbringung, die Kosten für
Heimfahrten nach Helmbrechts Sowie weitere Kosten für Lern—

mittel geltend machte, blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid

vom 20° April ".9‘72)° Die Beklagte ging davon aus, daß der
Kläger schon vor dem Beginn der Bildungsmaßnahme in Fürth

gewohnt und gearbeitet habe, so daß er keinen Anspruch auf

Kosten für auswärtige Unterbringung mit Rücksicht auf seinen

Wohnsitz in Helbrechts besitze° Daran ändere es auch nichts,

daß der Kläger in die in Helmbrechts beibehaltene Wohnung

schon vor Eintritt in die Maßnahme seinen seit Jahren in er—

heblichem Maße körperbehinderten Vater aufgenommen habe und

er aus tatsächlichen und moralischen Gründen veranläßt sei,

in kürzeren zeitlichen Abständen seinen Wohnsitz in Helm—

brechts aufzusuchen, um nach seinem kranken Vater und nach

seiner Wohnung zu sehen„

Mit Urteil vom 25„ Januar 1975 hat das Sozialgericht (SG)

Nürnberg die Beklagte verurteilt, dem Kläger Leistungen für

Unterkunft und Verpflegung und höhere Kosten für Heimfahrten

zu gewähren° Nach Auffassung des SG stehen dem Kläger diese‘

Leistungen gemäß € 45 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG)

zu, weil er seinen Wohnsitz in Helmbrechts nicht'aufgeßeben

habe°

Auf die Berufung der Beklagten hat das Bayerische LSG mit

Urteil vom 47° Januar 1974 das Urteil des SG aufgehoben und

die Klage abgewiesen‚ Es hat die Revision zugelassen° Das

LSG hat zur Begründung seiner Entscheidung insbesondere aus;

geführt: Die Berufung sei nicht nach @@444 bis 449 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGS) ausgeschlossen gewesenc Insbem

sondere betreffe die Berufung nicht nur die Höhe der Leistung

i‚S° des 5 447 SGG° Die vom Kläger begehrte Kostenerstattung
mit Rücksicht auf seine auswärtige Unterbringung stelle eine '

selbständige Leistung dar° Die Rechtsmittelbelehrung des SG‚
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wonach gegen sein Urteil die Berufung nicht zulässig sei,

_außer es werde ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt,

stehe der Zulässigkeit der Berufung nicht entgegen; Die Beru—

fung sei auch begründet, denn der Kläger erfülle nicht die Vor—

aussetzung einer auswärtigen Unterbringung i„S‚ von 5 45 AFG.

Eine solche liege nur dann vor, wenn Teilnehmer an Bildungs—

maßnahmen, deren Wohnsitz sich nicht am Ort der Maßnahme be-

finde, unter Beibehaltung ihrer bisherigen Wohnung eine Unter—

kunft am Maßnahmeort bezögen„ Insoweit sei vom Wohnsitz i.S.

von 5 7 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) auszugehen° Bei

mehreren Aufenthaltsorten komme es hierbei auf die tatsächliche

Gestaltung des Einzelfalles an. Ein objektiver Prüfstein für

die Bestimmung des Wohnsitzes eines unverheirateten volljäh—

rigen Arbeitnehmers sei in dieser Beziehung insbesondere sein

Beschäftigungsverhältnis. Habe er ein solches am 1ufenthalts—

ort nicht nur für eine begrenzte Zeit aufgenommen, so spreche
dies für eine Verlegung des Mittelpunktes seiner Lebensver—

hältnisse an den Beschäftigungsort, wenn der—Arbeitnehmer

dort auch tatsächlich wohne. Danach ergebe sichfür den Klä-

ger, daß er bereits vor Beginn der Fortbildungsmaßnahme sei—

nen WOhnsitz im Raum Nürnberg—Fürth begründet habe, Mit der

Aufnahme des für eine nicht begrenzte Zeit vorgesehenen Be—

schäftigungsverhältnisses bei der Firma Grundig—Uerke—GmbH

in Fürth am 4„ April 4969 und der damit im Zusammenhang stehen—

den Anmietung eines WOhnraumes am Ort der Beschäftigung sei

dieser zum Mittelpunkt seiner Lebensverhältnisse geworden°

Hinzu komme, daß der Kläger an diesem Arbeitsverhältnis mehrere
Jahre lang festgehalten habe und es auch wegen der Bildungs—

maßnahme nicht gelöst, sondern unter Ruhen der gegenseitigen

Rechte und Pflichten aufrechterhalten habe, Der Umstand, daß

der Kläger auch weiterhin Mieter einer Wohnung in Helm—

brechts geblieben sei, ändere daran nichts. Die vom Kläger

aufrechterhaltene Meldung in Helmbrechts habe nicht den

tatsächlichen Verhältnissen entsprochen, nach denen der Wohn—

sitz i.S. des 5 7 BGB zu bestimmen sei. Schließlich beweise
die vom Kläger vorgelegte Bescheinigung seines Vermieters,

wonach er das Zimmer in Fürth, Lübecker Straße 2, vom
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4„ Januar bis 28. Februar 1972 nicht bewohnt habe, nicht,
daß er vor dem Beginn der Fortbildungsmaßnahme seinen Wohn—
sitz im Raum Nürnberg-Fürth aufgegeben und wieder nach Helm—
brechts zurückverlegt habe. Denn nach den Lohnangaben der

Firma Grundig—Werke-GmbH ergebe sich, daß der Kläger auch in

dieser Zeit, und zwar bis zum 42-Februar 1972, ununterbrochen

in Fürth beschäftigt gewesen sei. Er habe sich daher höch—

stens vorübergehend einige Zeit in Helmbrechts aufgehalten,

bevor er zum Antritt der Maßnahme nach Fürth zurückgekehrt

sei. Auch die Absicht des Klägers, bei Erlangung eines geeig—
‘neten Arbeitsplatzes später wieder einmal nach Helmbrechts

zurückzukehren, sei ohne Bedeutung, denn er habe diese Ab—

sicht bis zum Beginn der Bildungsmaßnahme nicht verwirklicht°

ßuf die nach Abschluß der Bildungsmeßnahme erfolgte Abmeldung

komme es nicht an, weil für den erhobenen ßnspruch die Verhältnis

se vor und während der Bildungsmaßnahme maßgebend seien°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Verlet-

zung von S 45 AEG und 55 ”4, 46 der Anordnung des Verwaltungs—
rats der Bundesanstalt für Arbeit über die individuelle För—

derung der beruflichen Fortbildung und Umschulung vom

480 Dezember ”969 (AREA “970, 85 - AFuU 4969)„ Er trägt hier—

Azu insbesondere vor: Das ISG habe zu Unrecht darauf abgestellt,

daß er bereits vor Beginn der Maßnahme seinen Wohnsitz im Ge—

biet Nürnberg-Fürth begründet habe, Er habe den Willen, sei«

nen Wohnsitz in Helmbrechts zu behalten, deutlich zum Aus—‘

druck gebracht. Er habe sein Zimmer in Fürth am 54„ Dezember

197” aufgegeben und dieses im Februar, mit Wirkung vom
4. März 4972 an, wieder bezogen, insbesondere deshalb, weil

er mit Rücksicht auf die Zimmernot im Hochschulgebiet Nürn=

berg—Fürth in Nürnberg selbst kein Zimmer habe erlangen kön—

nen, Er habe deutlich gemacht, daß sein berufliches Ziel

darin bestanden habe, in der Gegend von Hof eine seiner Aus=
bildung entsprechende Anstellung zu finden, um die Wohnung

in H€lmbrechts entsprechend nutzen zu können° Es könne daher

nicht die Rede davon sein, daß er.seinen Wohnsitz in Helmbrechts

aufgeben wollte. Er habe weder während seines Arbeitsverhält«'
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nisses bei Grundig noch während 'seines Studiums einen ent-

sprechenden Willen gehabt, auf den allein es aber für die Fra-

ge ankomme, welcher Wohnsitz Mittelpunkt der allgemeinen Le—

bensinteressen sei.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil
des SG Nürnberg vom 27. Januar 4973 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers als unbegründet
zurückzuweisen.

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend.

‘II'

Die Revision des Klägers ist begründet° Dem Kläger steht ein An—

spruch auf Erstattung von Kosten für auswärtige Unterkunftuny

und Verpflegung sowie für Heimfahrten i.S. von 5 45 AFG zu.

Die Zulässigkeit der Berufung hat das LSG zutreffend bejaht.

Dem Berufungsgericht ist darin beizupflichten, daß es sich

bei der vom Kläger aus Anlaß auswärtiger Unterbringung begehr—

ten Erstattung von Kosten i‚S. von € 45 AFG um eine selbständi—

ge Leistung handelt, so daß der Streit um den Bestand dieses

Anspruchs nicht ledigli0h ein Streit um die Höhe der Leistung

i.S‚ von g 147 sgg ist (vgl‚ Urteil des Senats vom 30„4„4975

_ 7 RAr 87/75 _ mit weiteren Nachweisen)° Da das Urteil des

3% in seinem sstna&susn‘Üm■ang den kwträgen des Klägers ent—

spricht (@ 425 see), konnte das LSG_insgesamt zur Sache ent—

scheideno
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Das LSG hat den vom Kläger erhobenen Anspruch allerdings zu
Unrecht verneint° lach @ 45 AFG trägt die B klagte ganz oder
teilweise die notwendigen Kosten, die durch die Fortbildunge—

_
oder Umschulungsmaßnahmen (vgl„ 5 47 Abs° 4 Satz 2 AFG) un—
mittelbar entstehen° Hierzu gehören u°a‚ Kosten der Unter—

kunft und Verpflegung, wenn die Teilnahme an einer Maßnahme

auswärtige Unterbringung erfordert° Entsprechendes gilt für

in diesen Fällen erhöhte Fahrtkosten zwischen Wohnort und

Maßnahmeort (Heimfahrtkosten), deren Erstattung die Beklagte

in 5 44 Abs° 4 AFuU 4969 näher geregelt hat„ Der Erstattungs—

anspruch für den Mehraufwand an Verpflegungs— und Unter—

kunftskosten (sowie Heimfahrtkosten) aus Anlaß der Teilnahme

an einer Maßnahme der beruflichen Bildung nach 55 44, 47 AFG

ist auf den Fall beschränkt, daß die Maßnahme nicht am Wohn—

ort des Teilnehmers stattfindet und ihm auch nicht zugemutet

werden kann, den Maßnahmeort von seinem Wohnort aus durch

tägliches Pendeln zu erreichen, der Besuch der Maßnahme vom
bisherigen Wohnort des Teilnehmers aus folglich nicht mög—

lich ist (ng 313BT-Drucks„ V/4440 & 4.0 zu 5 44 AFG)„ Im
Rahmen ihres Satzungsrechts hat die Beklagte lediglich für

den Fall der internatsmäßigen Unterbringung am Wohnort des

Teilnehmers eine Ausnahme zugelassen (vgl„ 5 46 Abs° 4

AFuU 4969)„

Dieser für den Begriff der Auswärtigkeit i„S„ von 5 45 AFG
und 5 44 Abs„ 4 Satz 2, S 46 AFuU 4969 maßgebliche geogra=
phische Unterschied zwischen Wohnort und Maßnahmeort ist im

Fall des Klägers gegeben° Auch das LSG geht unangegriffen

davon aus, daß der Kläger den Maßnahmeort Nürnberg von sein

nem Wohnort Helmbrechts aus durch tägliches Pendeln nicht

erreichen konnteo

Zu Unrecht hat das LSG jedoch angenommen,daß Helmbrechts
während der Dauer der Maßnahme nicht der Wohnort des Klä—

gers in dem hier maßgeblichen Sinn geblieben ist° Grundsätzé

lich ist‚ wie das LSG zutreffend erkannt hat, vom Wohnsitzbem
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griff des 5 7 BGB auszugehen° Für die Aufhebung des Wohn—

sitzes kommt es sonach auf die Willensrichtung der betraf-

fenden Person an (@ 7 Abs. 5 BGB)° Wie der Senat in der bereits

zitierten Entscheidung hervorgehoben hat (880), spielt es

dabei für die Frage der Auswärtigkeit i.S. von € 45 AFG kei—

ne Rolle, ob es dem Teilnehmer an einer Maßnahme der beruf—

lichen Bildung zuzumuten ist, seinen Wohnsitz an den Maß—

nahmeort zu verlegen° Der Senat hat diese Auffassung insbe-

sondere damit begründet, daß es sich bei der Wahl des Wohn—

sitzes um eine höchstpersönliche Entscheidung handelt, die

von einer Vielzahl oft unwägbarer Gründe abhängig ist, und

_daß die Frage der Zumutbarkeit einer Verlegung des Wohn-

sitzes nicht zu den Voraussetzungen für den Anspruch auf Er—

stattung von erhöhten Kosten wegen auswärtiger Unterbrin—

gung i„s. von 5 45 AFGgehört° Jene Entscheidung des Senats
betraf wie im vorliegenden Fall einen ledigen Arbeitnehmer°

Das LSG hat diese Rechtslage nicht verkannt. Es geht selbst
davon aus, daß der Kläger seinen Wohnsitz in Helmbrechts

rechtlich nicht aufgegeben hat, mei■:aber, daß maßgebend
für die Beurteilung des erhobenen Anspruchs nach 5 45 AFG

der Wohnsitz des Klägers in Fürth sei° Es ist richtig,
daß in Fällen dieser Art, in denen der Teilnehmer an einer

Maßnahme der beruflichen Bildung sowohl einen Wohnsitz

außerhalb des Maßnahmeortes als auch einen solchen am Maß-

nahmeort hat, die Frage der "auswärtigen Unterbringung" LS°

von € 45 AFG davon abhängt, wo sich für diesen Teilnehmer

der Mittelpunkt seiner Lebensverhältnisse befindet° Diesist,

auch hierin stimmt der Senat dem LSG zu (vgl° BSG aaO),
nach den Umständen des Einzelfalles zu beurteilen und richtet

sich in der Regel nach der stärkeren und dauerhafteren Bea
deutung des Wohnort—Wohnsitzes im Verhältnis zu der nur
vorübergehenden Unterkunft am Maßnahme—Wohnsitz°

Für die hiernach erforderliche Abwägung hat das LSG nach
Auffassung des Senats jedoch der Beschäftigung des Klägers

..9..‘.
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bei den Grundig—Werken vor Beginn der Maßnahme zu Unrecht die

überragende Bedeutung beigemessen„ Für den Normalfall mag es

zwar ein starkes Indiz für die Verlegung des Mittelpunktes

der Lebensverhältnisse darstellen, wenn ein lediger Arbeit—

nehmer nicht nur vorübergehend außerhalb seines bisherigen

Wohnsitzes Arbeit für unbestimmte Zeit aufnimmt und dort ei—

nen neuen (weiteren) Wohnsitz begründet° Den Feststellungen

des LSG, die den von der Beklagten festgestellten und den

vom Kläger vorgetragenen Sachverhalt einbeziehen, ist hier

jedoch zu entnehmen, daß sich der Kläger zu Recht auf eine

gegenteilige Situation beruft° Der Kläger war 45 Jahre in
seinem Geburts— und Wohnort Helmbrechts berufstätig gewesen,

als er — offenbar wegen einer entsprechenden Behinderung
—

im Berufsförderungswerk Heidelberg für die Fachgebiete Elek-

tromechanik und Industrieelektronik umgeschult wurde° Nur
weil er in Helmbrechts und Umgebung eine dieser neuen Be-

rufsqualifikation entsprechende Arbeitsstelle nicht finden

konnte, nahm er — zwei Monate nach Ende seiner Umschulung —
durch Vermittlung der Beklagten die Beschäftigung in den

Grundig—Werken in Fürth an° Er behielt die von ihm gemietete
eigene Wohnung in Helmbrechts bei, in die er seinen pflege—

bedürftigen Vater als Untermieter aufgenommen hatte° Er

kehrte deshalb und um in seiner Wohnung nach dem Rechten

zu sehen, immer wieder regelmäßig dorthin zurück, wenn auch

nur für kurze Zeiten, Demgegenüber hatte er in Fürth ledig-

lich ein möbliertes Zimmer gemiétet° Er gab diesen zweiten

.WOhnsitz nach Abschluß der beruflichen Bildungsmaßnahme end—

gültig wieder auf" Dem LSG kann im vorliegenden Fall daher
nicht beigepflichtet werden, daß die schon während der Be—

schäftigung in Fürth bestehende Absicht, bei Erlangung eines

geeigneten ArbeitSplatzes wieder nach Helmbrechts zurückzukehw

ren, ohne Bedeutung ist, Für die Frage, ob der Kläger in Fürth

den Mittelpunkt seiner Lebensverhältnisse gehabt hat, kann es

entgegen der Auffassung des LSG auch nicht unbeschtet bleiben,

daß der Kläger nach_Abschluß der Bildungsmaßnahme wieder nach

Helmbrechts zurückgekehrt isto Es ist zwar richtig, daß für

den geltend gemachten Anspruch grundsätzlich die Verhältnisse
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vor und während der Bildungsmaßnahme maßgebend sind; für
die tatsächliche und rechtliche Beurteilung dieser Ver-

hältnisse kann aber auch das Verhalten des Teilnehmers nach

Abschluß der Bildungsmaßnahme herangezogen werden und von

Bedeutung sein, besonders wenn es sich um Lebensumstände.

höchstpersönlioher Art handelt, wie bei der Frage nach dem

Mittelpunkt der Lebensverhältnisse (vgl° hierzu auch das

Urteil des Senats vom 24° September 1974 — 7 RAr 415/75 —)„

Nach Auffassung des Senats ergibt sich aus der Gesamtheit

dieser Umstände, daß der Kläger auch während des Lehrgangs

in Nürnberg an der Rudolf-Diesel-Fachschule seinen Wohnsitz

LS° des Mittelpunktes seiner Lebensverhältnisse in Helmbrechts

beibehalten hat° Der Senat mißt demgegenüber der Feststellung

des ISG, daß auch noch während dieses Lehrganges das Ar—
beitsverhältnis des Klägers zu den Grundig-Werken nicht gänz—
lich gelöst war, sondern ruhte, keine entscheidende Bedeutung
bei. Einmal kommt es darauf schon deshalb nicht an, weil

der Kläger auch in der Zeit vor Beginn der Bildungsmaßnahme‚

also bereits während seiner aktiven Beschäftigung bei Grundig,

den Mittelpunkt seiner Lebensverhältnisse in Helmbrechts nicht

aufgegeben hat‚ Zum anderen fällt dieses "Ruben", das wegen

der Behinderteneigenschaft des Klägers ebensogut von der In—

teressenlage des Arbeitgebers her motiviert sein kann, auch

darum nicht ins Gewicht, weil es anschließend nicht mehr zu
einem Aufleben des Arbeitsverhältnisses geführt hat"

Hat der Kläger nach allem während der Teilnahme an der Eile
dungsmaßnahme den Mittelpunkt seiner Lebensverhältnisse in

Helmbrechts und dort seinen Wohnsitz, so war er während dieser
Teilnahme in Fürth auswärtig untergebracht i„S° von @ 45 AFG°
Die Kosten für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand in

Fürth sind demgemäß ebenso wie die erforderlichen Heimfahrtr

kosten unmittelbar durch die Teilnahme an der Bildungsmaß«

nahme entstanden (vglr BSG vom 29°8.4974 — ? RAr 51/73 —)„

Die nach @ 45 AFG i°V„m„ @@4& Abs° 4, 46 AFuU 4969 hierfür
vorgesehene Kostenerstattung steht dem Kläger somit zu„ Die

..’I’I..
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Beklagte wird das vom SG gemäß 5 430 SGG erlassene Grund—
urteil auszuführen haben„ Der Senat hat bereits entschieden

(Urteil vom 30°1„4975 — ? RAr 87/75 =), daß die dabei vor—
gesehene Pauschalierung ermächtigungskonform (@ 59 AFG)

erfolgt ist, so daß es auf die tatsächliche Höhe des Mehr-

aufwandes bei Unterkunft und Verpflegung (@ 46 AFuU 4969)
nicht ankommt‚

Das angefochtene Urteil ist daher aufzuhében und die Be-
rufung der Beklagten gegen das Urteil des SG zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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